
 
Kriterienkatalog zur Bestimmung und Ausweisung eines Schutzgebietes 
zugunsten freilebender Katzen 
 
 
 

I. Allgemeines 

Aufgrund der zunehmenden Anzahl von Kolonien freilaufender, verwilderter Katzen macht 
das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz als die für den Tierschutz zuständige 
oberste Landesbehörde von der Ermächtigung des § 13b Tierschutzgesetz (TierSchG) in 
Verbindung mit § 2 der Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Tierschutzgesetz 
(TierSchGZustV SL) Gebrauch und wird für ausgewiesene Gebiete Verordnungen zum 
Schutz freilebender Katzen erlassen. Die Ausweisung von Rechtsverordnungen dient dazu, 
den unkontrollierten freien Auslauf fortpflanzungsfähiger Katzen zu beschränken oder zu 
verbieten, soweit dies zur Verhütung erheblicher Schmerzen, Leiden oder Schäden bei den 
in dem betroffenen Gebiet lebenden Katzen erforderlich ist. 
 
Da das Ausmaß pathologischer Erscheinungen mit steigender Populationsdichte zunimmt, 
sind Maßnahmen gegen die weitere Ausweitung von sog. Hot Spots freilebender Katzen 
möglichst frühzeitig zu ergreifen. Hieraus resultiert, dass der Kriterienkatalog an eine 
geringe Populationszahl der in einem Hot Spot anzutreffenden Katzen anknüpft. 
Die jeweiligen Gebietsverordnungen beziehen sich auf entlaufene, ausgesetzte oder 
zurückgelassene Hauskatzen und deren Nachkommen, da diese – anders als Wildtiere – 
nicht an ein Leben ohne menschliche Unterstützung angepasst sind (vgl. BT-Drs. 
17/10572). Wesentliche Maßnahmen, die in den Verordnungen zum Schutz freilebender 
Katzen geregelt werden, sind die Beschränkung oder das Verbot des freien Auslaufs 
fortpflanzungsfähiger Katzen sowie die Kennzeichnung und Registrierung der Katzen. 
Damit wird auch innerhalb des Saarlandes der international als erfolgversprechend 
anerkannter Ansatz der Populationskontrolle durch Einfangen, tierärztliche Versorgung, 
Kastration und Freisetzung an der Einfangstelle mit nachfolgender Betreuung verfolgt (BT-
Drs. 17/10572, S. 32). Neben den genannten Maßnahmen wird zur nachhaltigen 
Populationskontrolle regelmäßig geboten sein, dass der Freigang von Hauskatzen zu 
beschränken ist. 
 

II. Kriterienkatalog 

Der vorliegende Kriterienkatalog zur Identifikation und Ausweisung eines Schutzgebietes 
zugunsten freilebender Katzen dient der strukturierten und systematischen 
Herangehensweise an gemeldete Ansammlungen freilebender Katzen sowie der 
Ausweisung einer für den Einzelfall verhältnismäßigen Verordnung zum Schutze dieser 
Katzen. Die Ausarbeitung des Kriterienkatalogs erfolgte in einer Arbeitsgemeinschaft mit 
VertreterInnen des Ministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz, dem Landesamt für 
Verbraucherschutz sowie des Deutschen Tierschutzbundes e.V. – Landesvertretung 
Saarland. 

Da die Problematik regional sehr unterschiedlich ausgeprägt ist, bedarf es an die örtlichen 
Gegebenheiten angepasster Verordnungen, die jeweils im Einzelfall zu entscheiden und zu 
begründen sind. Aus diesem Grunde ist vorgesehen, für jedes ausgewiesene Gebiet eine 
individuelle gebietsbezogene Verordnung zu erlassen. 
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Die Entscheidung über den Erlass einer Gebietsverordnung erfolgt insbesondere auf 
Grundlage von Daten, die von TierschützerInnen, Tierschutzvereinen sowie 
Ortsbesichtigungen und Beobachtungen des LAV zusammengetragen wurden. 

Die in dem Katalog aufgeführten Kriterien sind nicht zwingend und müssen daher nicht 
kumulativ vorliegen, sondern nennen beispielhaft Charakteristika, die an typischen Hot 
Spots freilebender Katzen auftreten. Verbindliche Kriterien sind deshalb abzulehnen, da 
alle Hot Spots individuelle Eigenschaften aufweisen. Zudem ist dem Umstand Rechnung 
zu tragen, dass es aufgrund der meist nicht an menschlichen Umgang gewöhnten Katzen 
schwierig ist, den gesamten Umfang eines jeden Hot Spots mit all seinen Eigenarten 
nachweislich festzustellen. 

 

 
1. Kriterien zur Identifikation eines Schutzgebietes 

 
- Nähe zur Bevölkerung – innerorts/außerorts (für Katzen nicht relevant) 
- Anzahl der Katzen: mindestens fünf sichtbare Katzen, mindestens eine 

Jungkatze; ggf. Hinweise auf mehrere Generationen als zusätzliches Kriterium 
- Auslesen der Transponder: auch als milderes Mittel, anschließend mit Falle 

arbeiten 
- Sichtmerkmale an den Katzen: Ernährungszustand, Pflegezustand, allgemeiner 

Gesundheitszustand, Händelbarkeit, Gewöhnung an den Menschen 
- Rückmeldung aus der Bevölkerung von AnwohnerInnen 
- Merkmale vor Ort 
- Erhöhte Gesundheitsgefährdung für Menschen: Bsp.: in der Nähe von 

Kindergärten, Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen 
 
 

2. Ausschöpfung milderer Mittel 
 
In der Gesetzesbegründung zu § 13b TierSchG wird der Erlass von 
Katzenschutzverordnungen an zwei wesentliche Bedingungen geknüpft: die Ursächlichkeit 
der Populationsdichte für die Tierschutzprobleme bei freilebenden Katzen sowie die 
Unwirksamkeit anderer Maßnahmen (BT-Drs. 17/10572, S. 21). Daher ist vor dem Erlass 
einer Verordnung zum Schutz freilebender Katzen zwingend zu prüfen, ob mildere Mittel 
einen gleichwertigen Erfolg herbeiführen können bzw. ob diese erfolglos ausgeschöpft 
wurden. Wenn andere Maßnahmen nicht ausreichend sind, ist der Erlass einer Verordnung 
zur nachhaltigen Populationskontrolle geboten. 
Als mildere Mittel können sowohl Maßnahmen in Bezug auf die freilebenden Katzen als 
auch das Einwirken auf KatzenhalterInnen herangezogen werden. Dabei sind auch 
Sachverhalte denkbar, in denen aufgrund der Vielzahl der an dem gemeldeten Ort 
auftretenden Katzen oder dem hohen Anteil schwer erkrankter Tiere offensichtlich keine 
milderen Mittel erfolgversprechend sind. Wird ein solcher Fall festgestellt, ist dieser 
ausführlich zu begründen. 
 

Insbesondere können die folgenden Maßnahmen vor Erlass einer Verordnung 
ausgeschöpft werden: 
 
- Einfangen, Transponder auslesen, Kastrieren, Aussetzen 
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- Suche des Besitzers bzw. der Besitzerin (gängige Praxis: Tierschutzbund setzt 
aufgefundenes Tier ins Internet) 

- Gespräche mit AnwohnerInnen: offensichtlicher Fall eines Hot Spots, wenn 
entsprechende Hinweise 

- Gezielte Öffentlichkeitsarbeit: Aufklärung von Katzenhalterinnen und 
Katzenhaltern, Hinwirken auf eine freiwillige Beschränkung des Auslaufs oder 
auf eine freiwillige chirurgische oder medikamentelle Unfruchtbarmachung 

- Flyer 
 
 

3. Maßnahmen zur Ausweisung einer verhältnismäßigen Verordnungen 
 

- Befristung: 2 oder 3 Jahre (Ermessensspielraum) 
- Festlegung des räumlichen Geltungsbereiches 

o Meist genau eine Stelle 
o Kernzone: ein oder mehrere zusammenliegende Grundstücke 
o Umrandungszone 
o Bestimmung wie bei Tierseuchenbekämpfung 
o Keine Orientierung an Ortsteilen, da u.a. Probleme bei Grenzlage des Hot 

Spots 
o ca. 2 km Radius (Ermessensspielraum) um Hot Spot, Begründung mit 

üblichem Bewegungsradius von Katzen 
- Begleitende Öffentlichkeitsarbeit vor dem Erlass einer jeden 

Katzenschutzverordnung sowie während des Bestehens des ausgewiesenen 
Hot Spots 

o Feste Rufnummer installieren bei Infos, bei Katzensuche 
o Fester Ansprechpartner  

- Festlegung des zeitlichen Ablaufs der Maßnahmen 
o Phase der Freiwilligkeit: Aufruf an die Vorlaufzeit bis zum Inkrafttreten der 

Verordnung, damit sich alle Katzenhalterinnen und Katzenhalter 
entsprechend vorbereiten können und möglichst alle Betroffenen auf die 
angeordneten Maßnahmen vorbereitet sind 

 

III. Vorgehen zur Ermittlung, Ausweisung und Betreuung eines 
Schutzgebietes zugunsten freilebender Katzen 

- Informationen an LAV, dass an einem Ort vermehrt freilebende Katzen 
anzutreffen sind 

- Untersuchen vor Ort durch LAV 
o Rücksprache mit AnwohnerInnen, Kommunen, Tierschutzvereinen 
o Beobachtung des gemeldeten Ortes  

- Ausarbeitung einer Stellungnahme anhand des Kriterienkataloges zur 
Identifikation, ob ein Hot Spot vorliegt 

- Erfolglosigkeit milderer Maßnahmen 
- Einschaltung des MUV zur Herstellung des Einvernehmens zum Erlass 

einer Katzenschutzverordnung 

 


